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Prüfungsordnung
für den Abschluss „Master of Education“

der Lehramtsstudiengänge
der Universität Hamburg

Vom 16. Juni 2010, 16. Dezember 2009/24. März 2010,
14. Juli 2010, 8. September 2010

Das Präsidium der Universität Hamburg hat am 14. Fe-
bruar 2011 die von der Fakultät Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften am 16. Juni 2010, von der Fakultät für
Erziehungswissenschaft, Psychologie und Bewegungswis-
senschaft am 16. Dezember 2009/24. März 2010, von der
Fakultät für Geisteswissenschaften am 14. Juli 2010 und 
von der Fakultät für Mathematik, Informatik und Natur-
wissenschaften am 8. September 2010 auf Grund von § 91
Absatz 2 Nummer 1 des Hamburgischen Hochschulgesetzes
(HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171) in der Fas-
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sung vom 6. Juli 2010 (HmbGVBl. S. 473) beschlossene Prü-
fungsordnung aller Lehramtsstudiengänge an der Univer-
sität Hamburg mit dem Abschluss „Master of Education“
(M. Ed.) gemäß § 108 Absatz 1 HmbHG genehmigt.

P r ä a m b e l

Die Lehramtsausbildung umfasst als erste Phase eine
gestufte Ausbildung an der Universität Hamburg und gege-
benenfalls an der Technischen Universität Hamburg-Har-
burg, an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften,
an der Hochschule für Musik und Theater, an der Hoch-
schule für Bildende Künste und als zweite Phase ein Refe-
rendariat. Dabei bildet das Lehramtsstudium mit dem
Abschluss „Master of Education“ (M. Ed.) die zweite Stufe
der universitären Ausbildung.

Die Lehramtsstudiengänge setzen sich jeweils aus ver-
schiedenen Teilstudiengängen zusammen. Teilstudiengänge
sind Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik
und gegebenenfalls Grundschulpädagogik bzw. Behinder-
tenpädagogik bzw. Berufs- und Wirtschaftspädagogik, je-
weils ein bis zwei Unterrichtsfächer sowie gegebenenfalls
eine berufliche Fachrichtung.

Diese Prüfungsordnung regelt die allgemeine Struktur
und das Prüfungsverfahren für alle Masterstudiengänge der
nachfolgend aufgeführten Lehrämter: Lehramt der Primar-
stufe und Sekundarstufe I (LAPS), Lehramt an Gymnasien
(LAGym), Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB), Lehr-
amt an Sonderschulen (LAS); sie wird ergänzt durch Fach-
spezifische Bestimmungen für die einzelnen Teilstudien-
gänge.

§ 1

Studienziel, Prüfungszweck, Akademischer Grad,
Durchführung des Studiengangs

(1) Studienziel der Masterstudiengänge in der Lehr-
amtsausbildung ist der Erwerb von forschungsbasiertem
Vertiefungs- und Spezialwissen, der Erwerb einer vertieften
und erweiterten wissenschaftlich-methodischen Qualifika-
tion in Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidak-
tik und in – je nach Lehramt – einem bzw. zwei weiteren
Fächern sowie eine intensive Auseinandersetzung mit dem
Praxisfeld Schule.

(2) Die Erziehungswissenschaft bereitet die künftigen
Lehrerinnen und Lehrer darauf vor, ihre berufliche Tätig-
keit im Kontext der Schule zu reflektieren, zu evaluieren
und weiterzuentwickeln.

(3) Die fachbezogenen Studienziele der einzelnen Teil-
studiengänge werden in den Fachspezifischen Bestimmun-
gen beschrieben.

(4) Durch eine bestandene Masterprüfung wird nachge-
wiesen, dass die erziehungswissenschaftlichen, fachdidakti-
schen und fachlichen Kompetenzen erworben worden sind,
die für eine erfolgreiche Fortsetzung der Ausbildung im
Vorbereitungsdienst erforderlich sind.

(5) Für die bestandene Masterprüfung wird der akade-
mische Grad Master of Education (M. Ed.) verliehen.

(6) Die organisatorische Durchführung und inhaltliche
Gestaltung der Teilstudiengänge obliegt den jeweils zustän-
digen Fakultäten bzw. Hochschulen. Näheres regeln die
Fachspezifischen Bestimmungen. Zur Durchführung der
fachbezogenen Prüfungen richten sie dezentrale Prüfungs-
ausschüsse nach § 7 Absatz 1 Satz 2 ein. Für die fakultäts-
übergreifende Prüfungsorganisation und die Koordinie-
rung der Prüfungen der Teilstudiengänge ist der zentrale

Prüfungsausschuss für die Lehramtsstudiengänge nach § 7
Absatz 1 Satz 1 zuständig.

(7) Die Planung und die organisatorische Durchführung
der schulpraktischen Studien im Rahmen des Kernprakti-
kums obliegen der Fakultät für Erziehungswissenschaft,
Psychologie und Bewegungswissenschaft und dem Landes-
institut für Lehrerbildung und Schulentwicklung gemein-
sam.

(8) Die Auswahlkriterien und besonderen Zugangsvor-
aussetzungen für den Masterstudiengang sind in gesonder-
ten Satzungen geregelt.

§ 2
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich aller Prü-
fungen, der Masterarbeit und den gegebenenfalls in den
Studiengang eingeordneten berufsfeldbezogenen Studien
beziehungsweise Praktika vier Semester. Durch das Lehr-
angebot gemäß den Fachspezifischen Bestimmungen und
die Gestaltung des Prüfungsverfahrens ist sicherzustellen,
dass das Masterstudium einschließlich sämtlicher Prüfun-
gen und der Masterarbeit innerhalb der Regelstudienzeit
abgeschlossen werden kann. In einzelnen Fächerkombina-
tionen kann es wegen der Überschneidung von Lehrveran-
staltungen zur Verlängerung der Studienzeit kommen.

§ 3
Studienfachberatung

(1) Die Studierenden nehmen zu Beginn des Studiums
in jedem Teilstudiengang an einer Studienfachberatung teil.

(2) Studierende, die die Regelstudienzeit gemäß § 2
überschritten haben, müssen innerhalb von zwei Semestern
nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studienfach-
beratung durch Lehrende des jeweiligen Teilstudiengangs
teilnehmen, wenn sie nicht bis zum Ende dieses Zeitraums
zu den noch ausstehenden Prüfungsleistungen angemeldet
sind. Studierende, die nicht an der Studienfachberatung
wegen Überschreitens der Regelstudienzeit teilnehmen,
werden gemäß § 42 Absatz 2 Nummer 7 HmbHG exmatri-
kuliert.

(3) Für Wahlpflicht-Prüfungsleistungen mit zweifacher
Wiederholungsmöglichkeit, für die nach Ablauf der Regel-
studienzeit noch keine Anmeldung erfolgt ist, sind in der
Studienfachberatung angemessene Termine bzw. Fristen
festzulegen. Werden die Termine bzw. Fristen nicht einge-
halten, gelten die Prüfungsleistungen unbeschadet der
Regelung des § 16 Absatz 1 als endgültig nicht bestanden.

§ 4
Studien- und Prüfungsaufbau,

Module und Leistungspunkte (LP)

(1) Jeder Teilstudiengang ist modular aufgebaut; Zahl,
Umfang, Inhalte der Module und die Modulvoraussetzun-
gen sind in den Fachspezifischen Bestimmungen und gege-
benenfalls den Modulhandbüchern geregelt. Diese regeln
insbesondere auch die Zuordnung von Modulen zu be-
stimmten Fachsemestern. Module können sein: Pflichtmo-
dule, die obligatorisch sind, und Wahlpflichtmodule, die
aus einem vorgegebenen Katalog von Modulen auszuwäh-
len sind, und Wahlmodule.

(2) Module sind in sich abgeschlossene Lehr- und Lern-
einheiten, die in der Regel aus mehreren inhaltlich aufein-
ander bezogenen Lehrveranstaltungen bestehen. In Modu-
len wird eine Teilqualifikation des Qualifikationsziels des
jeweiligen Teilstudiengangs vermittelt. Ein Modul schließt
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grundsätzlich mit einer zu benotenden Prüfung (Modulprü-
fung) ab. Die Arbeitsbelastung (Präsenz-, Selbststudium
und Prüfungsaufwand) für die einzelnen Module und gege-
benenfalls Teilmodule wird in Leistungspunkten (LP) aus-
gewiesen. Dabei entspricht ein Leistungspunkt in der Regel
einer Arbeitsbelastung von 30 Stunden. Der Gesamtumfang
des Studiengangs umfasst einschließlich der Masterarbeit
120 Leistungspunkte. Der Erwerb von Leistungspunkten
ist an das Bestehen der Modulprüfungen gebunden.

(3) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen und
einem Abschlussmodul. Das Abschlussmodul umfasst 20
Leistungspunkte und findet in der Regel im letzten Semes-
ter der Regelstudienzeit statt. Das Abschlussmodul setzt
sich aus der Masterarbeit, die 17 Leistungspunkte umfasst,
und einer mündlichen Prüfung im Umfang von 3 Leis-
tungspunkten zusammen.

(4) Die Bedingungen eines Teilzeitstudiums regeln die
Fachspezifischen Bestimmungen. Voraussetzung ist eine
Immatrikulation als Teilzeitstudierende bzw. Teilzeitstudie-
render. Wird für das Semester, in dem die Masterarbeit vor-
gesehen ist, ein Teilzeitstudium beantragt, so ist die Bear-
beitungszeit für die Masterarbeit gleichwohl einzuhalten.
Lehrveranstaltungen, die nur im Jahresrhythmus angebo-
ten werden, sind bei einem Teilzeitstudium im Regelfall bei
der ersten Möglichkeit zu absolvieren. Die Fachspezifi-
schen Bestimmungen treffen für den Studien- und Prü-
fungsaufbau weitere Regelungen, wie z. B. verbindliche Stu-
dienpläne oder sehen die Möglichkeit individueller Stu-
dienvereinbarungen vor.

(5) Das Masterstudium muss grundsätzlich sofort aufge-
nommen werden, spätestens nach der zweiten Vorlesungs-
woche. Ausnahmen können nur im Einvernehmen mit den
dezentralen Prüfungsausschüssen aller Teilstudiengänge
erfolgen.

(6) Das Masterstudium für das Lehramt der Primarstufe und
Sekundarstufe I (LAPS) umfasst das Fach Erziehungswis-
senschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), die
beiden im Bachelorstudiengang bereits gewählten Unter-
richtsfächer (jeweils 20 LP) und das Kernpraktikum (30 LP).

Unterrichtsfächer:

Arbeitslehre/Technik, Bildende Kunst, Biologie, Che-
mie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Franzö-
sisch, Geographie, Geschichte, Informatik, Mathematik,
Musik, Physik, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Tür-
kisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das
Abschlussmodul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(7) Das Masterstudium für das Lehramt an Gymnasien
(LAGym) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft ein-
schließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), die beiden im
Bachelorstudiengang bereits gewählten Unterrichtsfächer
(1. Unterrichtsfach: 15 LP, 2. Unterrichtsfach: 25 LP) und
das Kernpraktikum (30 LP).

Unterrichtsfächer:

Bildende Kunst, Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch,
Evangelische Religion, Französisch, Geographie, Ge-
schichte, Griechisch, Informatik, Latein, Mathematik,
Musik, Philosophie, Physik, Russisch, Sozialwissenschaf-
ten, Spanisch, Sport, Türkisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das
Abschlussmodul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(8) Das Masterstudium für das Lehramt an Beruflichen
Schulen (LAB) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft

mit dem Schwerpunkt Berufs- und Wirtschaftspädagogik,
der Didaktik der beruflichen Fachrichtung sowie der Fach-
didaktik des Unterrichtsfaches (25 LP), die im Bachelorstu-
diengang bereits gewählte Berufliche Fachrichtung (30 LP)
sowie das Unterrichtsfach (15 LP) und das Kernpraktikum
(30 LP).

Berufliche Fachrichtungen:
a) Bautechnik, Holztechnik, Chemotechnik, Elektrotech-

nik-Informationstechnik, Ernährungs- und Haushalts-
wissenschaften, Gesundheitswissenschaften, Kosmetik-
wissenschaft, Medientechnik, Metalltechnik, Wirt-
schaftswissenschaften,
Unterrichtsfächer:

b) Betriebswirtschaftslehre, Betriebswirtschaftliches Schwer-
punktfach, Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evan-
gelische Religion, Französisch, Geographie, Geschichte,
Berufliche Informatik, Mathematik, Physik, Sozialwis-
senschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.
Das Betriebswirtschaftliche Schwerpunktfach kann nur

in Verbindung mit Wirtschaftswissenschaften kombiniert
werden.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Ab-
schlussmodul (20 LP) mit der Masterarbeit.

(9) Das Masterstudium für das Lehramt an Sonderschulen
(LAS) umfasst das Fach Erziehungswissenschaft einschließ-
lich Fachdidaktik (FD) und Behindertenpädagogik (insge-
samt 55 LP, davon 50 LP für Behindertenpädagogik), das im
Bachelorstudiengang bereits gewählte Unterrichtsfach 
(15 LP) und das Kernpraktikum (30 LP).

Unterrichtsfächer:
Arbeitslehre/Technik, Bildende Kunst, Biologie, Che-

mie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Franzö-
sisch, Geographie, Geschichte, Mathematik, Musik, Physik,
Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Türkisch.

Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Ab-
schlussmodul (20 LP) mit der Masterarbeit.

§ 5
Lehrveranstaltungen

(1) Lehrveranstaltungsarten sind insbesondere:
1. Vorlesungen;
2. Übungen;
3. Seminare;
4. Sprachlehrveranstaltungen;
5. Praktika;
6. Projekte/Projektstudien/Projektseminare;
7. Kolloquien;
8. E-Learning-Einheiten;
9. Laborpraktika;

10. Exkursionen/Feldübungen.

In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere
Lehrveranstaltungsarten oder Kombinationen von Lehr-
veranstaltungsarten vorgesehen werden.

(2) Die Lehrveranstaltungen werden in der Regel in
deutscher oder englischer Sprache oder der Zielsprache des
Teilstudiengangs abgehalten.

(3) Für Lehrveranstaltungen können die Fachspezifi-
schen Bestimmungen eine Anwesenheitspflicht vorsehen.
Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen setzt grundsätzlich
eine Anmeldung voraus.
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§ 6

Beschränkung des Besuchs einzelner Lehrveranstaltungen

(1) Die Teilnehmerzahl kann für einzelne Lehrveranstal-
tungen beschränkt werden, wenn dies zu deren ordnungsge-
mäßer Durchführung geboten ist. Der Beschluss muss die
Kriterien für die Auswahl der Teilnehmer bzw. Teilnehme-
rinnen umfassen und ist in geeigneter Weise bekannt zu
geben.

(2) Der Zugang zu einzelnen Lehrveranstaltungen kann
von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht wer-
den. Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 7

Prüfungsorganisation

(1) Die an der Lehramtsausbildung beteiligten Hoch-
schulen richten einen zentralen Prüfungsausschuss für die
Lehramtsstudiengänge ein. Der zentrale Prüfungsausschuss
ist für die grundsätzliche Organisation der Prüfungen und
die Einhaltung sowie die Umsetzung der Bestimmungen
dieser Prüfungsordnung zuständig. Geschäftsstelle des zen-
tralen Prüfungsausschusses ist das Zentrale Prüfungsamt
für die Lehramtsprüfungen; es führt die laufenden Ge-
schäfte nach Maßgabe des zentralen Prüfungsausschusses
bzw. des oder der Vorsitzenden.

Darüber hinaus richten die Hochschulen dezentrale
Prüfungsausschüsse für die fachspezifischen Aufgaben der
Prüfungsorganisation (z. B. Bestellung der Prüfer, Anrech-
nung von erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen,
Festlegung eines Nachteilsausgleichs für behinderte und
chronisch kranke Studierende usw.) innerhalb der einzel-
nen Teilstudiengänge ein; aus organisatorischen Gründen
kann für mehrere Teilstudiengänge ein gemeinsamer Prü-
fungsausschuss gebildet werden.

(2) Dem zentralen Prüfungsausschuss gehören sieben
Mitglieder an:

a) drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen bzw. Hochschullehrer, davon jeweils ein Mitglied
der Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie
und Bewegungswissenschaft und ein Mitglied aus einer
der anderen beteiligten Fakultäten der Universität und
ein weiteres Mitglied aus einer der anderen beteiligten
Hochschulen,

b) ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Perso-
nals aus einer der Fakultäten der Universität, die kein
Mitglied nach a) stellt,

c) ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden,

d) ein Mitglied aus dem Zentralen Prüfungsamt mit bera-
tender Stimme sowie

e) ein Vertreter der Behörde für Schule und Berufsbildung
mit beratender Stimme.

Bei der Wahl der Mitglieder gemäß Absatz 2 a) bis c) sol-
len die Fakultäten bzw. die Hochschulen im turnusmäßigen
Wechsel berücksichtigt werden.

(3) Einem dezentralen Prüfungsausschuss gehören in
der Regel an:

a) drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer,

b) ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Perso-
nals,

c) ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden.

Die Fachspezifischen Bestimmungen können zusätzlich
ein Mitglied aus der Gruppe des Technischen und Verwal-
tungspersonals mit beratender Stimme vorsehen.

Studentische Mitglieder wirken bei der Anrechnung
von Studien- und Prüfungsleistungen nicht mit.

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sowie deren
Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden auf Vorschlag
der jeweiligen Gruppe vom zuständigen Fakultätsorgan
gewählt. Das Mitglied nach Absatz 2 lit. e) wird von der
Behörde für Schule und Berufsbildung benannt. Die Amts-
zeit der Mitglieder und Stellvertreter bzw. Stellvertreterin-
nen beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein
Jahr. Die Wiederwahl eines Mitglieds ist möglich. Scheidet
ein Mitglied vorzeitig aus, wird ein Nachfolger oder eine
Nachfolgerin für die restliche Amtszeit gewählt. Die Prü-
fungsausschüsse wählen einen Vorsitzenden bzw. eine Vor-
sitzende sowie dessen Stellvertreter oder deren Stellvertre-
terin aus dem Kreise der dem Prüfungsausschuss angehö-
renden Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer.

(5) Die Prüfungsausschüsse tagen nicht öffentlich.
Öffentlichkeit kann zugelassen werden, wenn nicht Perso-
nalangelegenheiten, Prüfungsangelegenheiten und perso-
nenbezogene Bewertungen von Lehrveranstaltungen
behandelt werden. Sie sind beschlussfähig, wenn mindes-
tens drei Mitglieder, darunter der oder die Vorsitzende oder
der oder die stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres
Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer, anwesend sind. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Die
Beschlüsse des Prüfungsausschusses sind zu protokollieren.

(6) Die Prüfungsausschüsse können die Erledigung
ihrer Aufgaben für alle Regelfälle auf die Vorsitzende bzw.
den Vorsitzenden übertragen.

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben das
Recht, den Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt
sich nicht auf die Beschlussfassung über die Note und deren
Bekanntgabe.

(8) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und deren
Stellvertreter und Stellvertreterinnen unterliegen der Ver-
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch den Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende
zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

(9) Belastende Entscheidungen der Prüfungsausschüsse
sind der bzw. dem Studierenden unverzüglich schriftlich
mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage mitzu-
teilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu
versehen.

(10) Die Prüfungsausschüsse können Anordnungen,
Festsetzungen von Terminen und andere Entscheidungen,
die nach dieser Ordnung zu treffen sind, insbesondere die
Bekanntgabe der Melde- und Prüfungstermine sowie Prü-
fungsergebnisse, unter Beachtung datenschutzrechtlicher
Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wirkung durch
Aushang beim zuständigen Prüfungsamt, im Internet oder
in sonstiger geeigneter Weise bekannt machen.

§ 8

Anrechnung von Studien- und berufspraktischen Zeiten,
Studienleistungen und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Prüfungsleistun-
gen sowie in den Studiengang eingeordnete berufsfeldbezo-
gene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer Uni-
versität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich anerkann-
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ten Fernstudien, an anderen Bildungseinrichtungen, insbe-
sondere in Studiengängen an staatlichen oder staatlich
anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen
erbracht worden sind, sind auf Antrag des bzw. der Studie-
renden anzurechnen, sofern keine wesentlichen Unter-
schiede zwischen den erworbenen und den an der aufneh-
menden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und
Fähigkeiten bestehen. Eine Anerkennung mit Auflagen ist
möglich.

(2) Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundes-
republik Deutschland erbracht wurden, sind die von Kul-
tusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz
gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen
der Universität Hamburg sowie der anderen am Studien-
gang beteiligten Hochschulen im Rahmen von Hochschul-
partnerschaften bzw. Hochschulkooperationsvereinbarun-
gen zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten, die jenen gleichwertig und für
einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs erforder-
lich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen anzu-
rechnen.

(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die
Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu
übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. Bei
nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleis-
tung mit „bestanden“ ausgewiesen.

(5) Über die Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 4 ent-
scheidet der dezentrale Prüfungsausschuss für den jeweili-
gen Teilstudiengang. Ein entsprechender Antrag des bzw.
der Studierenden ist über den dezentralen Prüfungsaus-
schuss an den zentralen Prüfungsausschuss zu richten. Dem
Antrag sind die für die Anrechnung erforderlichen Unterla-
gen beizufügen. Die Anerkennung kann vom zentralen Prü-
fungsausschuss nur abgelehnt werden, wenn er nachweist,
dass diese nicht gleichwertig sind.

§ 9
Zulassung zu Modulprüfungen

(1) Die Teilnahme an den Modulprüfungen setzt eine
Anmeldung bei der für das Prüfungsverfahren zuständigen
Stelle (Prüfungsstelle) voraus. Die Anmeldung zur Modul-
prüfung ist nach Ablauf der Anmeldefrist verbindlich. Die
Zeiten für die Anmeldung und das Anmeldeverfahren wer-
den von der Prüfungsstelle in geeigneter Weise bekannt
gegeben.

(2) Eine Anmeldung zu Modulprüfungen setzt grund-
sätzlich eine Immatrikulation für den jeweiligen Teilstu-
diengang voraus. Diese Immatrikulation gilt auch für die
Teilnahme an Wahlpflicht- und Wahlmodulen, die andere
Fächer anbieten. Soweit nur noch Prüfungsleistungen zu
erbringen sind, besteht der Prüfungsanspruch auch für Stu-
dierende, die für diesen Masterstudiengang an der Univer-
sität Hamburg immatrikuliert gewesen sind. Der Anspruch
erlischt zwei Jahre nach der Exmatrikulation.

(3) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen eine
Anwesenheitspflicht bei Lehrveranstaltungen gemäß § 5
Absatz 3 Satz 1 vorsehen, ist die regelmäßige Teilnahme
eine weitere Zulassungsvoraussetzung. Regelmäßig teilge-
nommen hat, wer nicht mehr als 15 % der Termine jeder
Lehrveranstaltung eines Moduls versäumt hat.

Ist das Versäumnis nicht zu vertreten, kann unter Auf-
lage eine Zulassung zum Prüfungstermin erfolgen. Der

Grund für das Versäumnis ist glaubhaft zu machen, bei
Krankheit durch ein ärztliches Attest. Die Auflage wird von
der Lehrperson der versäumten Lehrveranstaltungen fest-
gelegt; sie muss geeignet sein, die Nachholung des ver-
säumten Lehrstoffs zu dokumentieren.

(4) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen in den
Modulbeschreibungen und gegebenenfalls im Modulhand-
buch weitere Voraussetzungen für die Zulassung zu einer
Modulprüfung festlegen, müssen auch diese erfüllt sein.

In Modulen, deren Fristen sich aus dem Zuordnungs-
modell gemäß § 10 Absatz 2 lit. b) ergeben, erhalten die Stu-
dierenden, die wegen Fehlens der Zulassungsvoraussetzun-
gen nicht an einer Modulprüfung teilnehmen können, von
der Prüfungsstelle eine Auflage zur Kompensation der feh-
lenden Zulassungsvoraussetzung. Bei Erfüllung der Auflage
nehmen die Studierenden an der nächsten Prüfungsmög-
lichkeit teil.

(5) Der dezentrale Prüfungsausschuss kann bei einer
zweiten Wiederholungsprüfung die Zulassung von der Auf-
lage abhängig machen, dass die bzw. der Studierende zuvor
an einer Studienfachberatung teilgenommen hat. Ferner
kann der dezentrale Prüfungsausschuss in begründeten
Ausnahmefällen bei einer Prüfung, die nicht bestanden
wurde und wiederholt wird, eine abweichende Prüfungsart
festlegen.

(6) Eine Zulassung darf nur versagt werden, wenn die
Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1 bis 5 nicht erfüllt
sind.

(7) Über eine Nicht-Zulassung ist der Kandidat bzw. die
Kandidatin unverzüglich zu informieren.

§ 10
Fristen und Anzahl der Modulprüfungen

(1) Den Studierenden stehen für jede zu absolvierende
Prüfung im Verlauf des Studiums mindestens drei Prü-
fungsversuche zur Verfügung. Bestandene Prüfungen kön-
nen nicht wiederholt werden.

In jedem Modul werden für jede Prüfung zwei Prüfungs-
termine angeboten. Die Wiederholung einer nicht bestan-
denen Prüfung soll zum nächstmöglichen Prüfungstermin
stattfinden. Werden Studierende auf mehrere Lehrveran-
staltungen verteilt, dürfen immer nur die für die jeweilige
Lehrveranstaltung vorgesehenen Prüfungen wahrgenom-
men werden.

Die Fachspezifischen Bestimmungen können vorsehen,
dass der erste Prüfungstermin als Prüfungsversuch wahrge-
nommen werden muss. Nehmen die Studierenden diesen
Prüfungsversuch aus Gründen, die sie zu vertreten haben,
nicht wahr, gilt dieser Prüfungsversuch gemäß § 16 Absatz 1
als nicht bestanden. Darüber hinaus haben sie keinen
Anspruch auf die Teilnahme am zweiten Prüfungstermin.

(2) Modulprüfungen für Pflichtmodule sind innerhalb
von Fristen zu erbringen. Die Fristen richten sich je nach
Festlegung in den Fachspezifischen Bestimmungen entwe-
der nach dem Referenzmodell oder dem Zuordnungsmo-
dell. Für Prüfungen in Pflichtmodulen haben die Studie-
renden maximal vier Prüfungsversuche. Abweichungen
sind in den Fachspezifischen Bestimmungen zu regeln.

a) Im Referenzmodell ergeben sich die Fristen für Pflicht-
module aus dem in der jeweiligen Modulbeschreibung
angegebenen Fachsemester (Referenzsemester) zuzüg-
lich des Zeitraums, innerhalb dessen das Modul bzw. die
der Modulteilprüfung zugeordnete Lehrveranstaltung
ein weiteres Mal absolviert werden kann.
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b) Im Zuordnungsmodell sind die Fristen für Pflichtmo-
dule an die Zuordnung von Lehrveranstaltungen zu
Modulen durch die Studierende bzw. den Studierenden
geknüpft. Lehrveranstaltungen können nur Modulen
zugeordnet werden, für die sie ausgewiesen sind. Die
Zuordnung ist spätestens zu dem der Lehrveranstaltung
folgenden Semester verbindlich vorzunehmen (nachge-
lagerte Modulwahl); dabei kann jede Lehrveranstaltung
immer nur einem Modul zugeordnet sein. In den Fach-
spezifischen Bestimmungen ist in den Modulbeschrei-
bungen die Frist für das Modul, dem eine Lehrveran-
staltung zugeordnet wird, festgelegt. Das Semester der
zugeordneten Lehrveranstaltung wird mitgezählt.
Durch die Studienorganisation ist sicherzustellen, dass
innerhalb der Frist drei Prüfungsversuche möglich sind.
Das Nähere, insbesondere die Anzahl der in einem
Semester mindestens zu belegenden Lehrveranstaltun-
gen, regeln die Fachspezifischen Bestimmungen. Studie-
rende, die die vorgesehene Mindestanzahl der in einem
Semester zu belegenden Lehrveranstaltungen aus Grün-
den, die sie zu vertreten haben, nicht absolvieren bzw.
die Zuordnung einer Lehrveranstaltung zu einem
Modul nicht spätestens im folgenden Semester vorneh-
men, werden so behandelt, als hätten sie eine Modulprü-
fung endgültig nicht bestanden.

(3) Die Frist zur Absolvierung eines Pflichtmoduls kann
bei Vorliegen eines besonderen Härtefalls durch den jewei-
ligen dezentralen Prüfungsausschuss verlängert werden.
Die Fristverlängerung ist so zu bemessen, dass jeweils nur
eine weitere Prüfungsmöglichkeit gewährt wird. Der
Antrag ist rechtzeitig vor Ablauf der Frist beim Prüfungs-
ausschuss zu stellen und schriftlich zu begründen. Krank-
heit ist durch Vorlage eines qualifizierten ärztlichen Attests
(vgl. § 16 Absatz 2) nachzuweisen.

(4) Wird ein Modul oder ein Teilmodul, dessen erfolgrei-
ches Bestehen Voraussetzung für die Teilnahme an einem
nachfolgenden Modul oder Teilmodul ist, erst im Rahmen
der dritten oder einer späteren Prüfungsmöglichkeit erfolg-
reich absolviert, verschiebt sich der Beginn der Frist für das
Absolvieren des nachfolgenden Moduls bzw. Teilmoduls auf
den Zeitpunkt, an dem das Modul bzw. Teilmodul anschlie-
ßend erstmalig angeboten wird.

(5) Soweit das Teilzeitstudium nicht in den Fachspezifi-
schen Bestimmungen geregelt ist, verlängern sich die Ter-
mine und Fristen bei einem Teilzeitstudium gemäß der
Immatrikulationsordnung in der Weise, dass ein Fachse-
mester zwei Hochschulsemestern entspricht.

(6) Für Wahlpflichtmodule gibt es, unbeschadet der
Regelung des § 3 Absatz 3, grundsätzlich drei Prüfungsver-
suche. Die Fachspezifischen Bestimmungen können vorse-
hen, dass die Fristenregelung nach Absatz 2 lit. a) und b)
auch für einzelne Wahlpflichtmodule gilt.

(7) Wird ein Wahlpflichtmodul aus organisatorischen
Gründen nicht ein weiteres Mal angeboten, räumt der
dezentrale Prüfungsausschuss für Studierende, die in einem
solchen Modul bereits mindestens einen Prüfungsversuch
unternommen und die Prüfung nicht bestanden haben,
zwei weitere Prüfungsversuche in einem fachlich verwand-
ten Modul ein.

(8) Wahlpflichtmodule können gewechselt werden,
soweit nicht eine Frist gemäß § 3 Absatz 3 festgelegt wurde.

§ 11
Nachteilsausgleich für behinderte
und chronisch kranke Studierende

(1) Macht ein Studierender bzw. eine Studierende glaub-
haft, dass er bzw. sie wegen einer chronischen Krankheit

oder einer Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfungs-
leistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form
oder innerhalb der in dieser Ordnung genannten Prüfungs-
fristen abzulegen, kann der Vorsitzende bzw. die Vorsit-
zende des jeweiligen dezentralen Prüfungsausschusses die
Bearbeitungszeit für Prüfungsleistungen bzw. die Fristen
für das Ablegen von Prüfungen verlängern oder gleichwer-
tige Prüfungsleistungen in einer bedarfsgerechten Form
gestatten. Entsprechendes gilt für Studienleistungen. Kann
ein Studierender bzw. eine Studierende vorgeschriebenen
Anwesenheitspflichten auf Grund seiner bzw. ihrer Behin-
derung oder Krankheit nicht nachkommen, kann der bzw.
die Prüfungsausschussvorsitzende des entsprechenden
dezentralen Prüfungsausschusses zum Ausgleich angemes-
sene Ersatzleistungen vorsehen. Darüber hinaus sind in
erforderlichen Ausnahmefällen für vorgeschriebene Prak-
tika und Auslandsaufenthalte ebenfalls Ersatzleistungen
vorzusehen.

(2) Bei Entscheidungen des bzw. der jeweiligen Prü-
fungsausschussvorsitzenden nach Absatz 1 ist der Behin-
dertenbeauftragte bzw. die Behindertenbeauftragte gemäß
§ 88 Absatz 3 HmbHG zu beteiligen.

(3) Zur Glaubhaftmachung einer chronischen Krank-
heit oder einer Behinderung kann die Vorlage geeigneter
Nachweise verlangt werden.

§ 12

Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüfer und Prüferinnen erfolgt
durch den jeweiligen dezentralen Prüfungsausschuss nach
Maßgabe der Bestimmungen des HmbHG in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich
die für die Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls ver-
antwortlichen Lehrenden. Über Ausnahmen entscheidet
der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss. Bei nur einer
Prüfung und mehreren Lehrenden kann der jeweilige
dezentrale Prüfungsausschuss den für die Prüfung verant-
wortlichen Lehrenden festlegen.

(3) Es können auch Prüfer bzw. Prüferinnen bestellt wer-
den, die nicht Mitglieder der Universität sind.

§ 13

Studienleistungen und Modulprüfungen

(1) In der Modulbeschreibung kann die Erbringung von
Studienleistungen vorgesehen werden. Studienleistungen
können benotet werden. Eine erfolgreich erbrachte Stu-
dienleistung kann in den Fachspezifischen Bestimmungen
als Voraussetzung für eine Modulprüfung vorgesehen wer-
den.

(2) Modulprüfungen finden in der von den Prüfern und
Prüferinnen gemäß der Modulbeschreibung festgelegten
Form zu den festgesetzten Terminen statt. Für die Modul-
prüfungen können in den Fachspezifischen Bestimmungen
Modulvoraussetzungen vorgesehen werden.

(3) Eine Modulprüfung kann als Gesamtprüfung
(Modulabschlussprüfung) durchgeführt werden oder aus
Teilprüfungsleistungen bestehen. Besteht eine Teilprü-
fungsleistung aus mehreren Teilen, muss jeder Teil bestan-
den sein. Die Leistungspunkte eines Moduls werden erwor-
ben, wenn entweder alle Teilprüfungsleistungen bzw. alle
Teile einer Teilprüfungsleistung oder die Modulabschluss-
prüfung mit mindestens ausreichend (4,0) bestanden sind.

(4) Für Modulprüfungen stehen folgende Prüfungsarten
zur Auswahl:
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a) Klausur

Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende
Arbeit, in der vorgegebene Aufgaben allein und selbst-
ständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu bear-
beiten sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindestens
45, höchstens 180 Minuten.

Klausuren können auch in Form von Antwort-Wahl-
Verfahren (Multiple Choice) durchgeführt werden.

b) Mündliche Prüfung

Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in
dem die Studierenden darlegen sollen, dass sie den Prü-
fungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden
als Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die
Prüfungsdauer soll je Prüfling mindestens 15 Minuten
und höchstens 45 Minuten betragen. Für mündliche
Prüfungen können die Studierenden Prüfungsgegen-
stände vorschlagen. Mündliche Prüfungen werden von
einem Prüfer bzw. einer Prüferin in Gegenwart eines
oder einer Beisitzenden abgenommen, der bzw. die min-
destens die durch den Masterstudiengang zu ver-
mittelnde Qualifikation im Sinne des § 1 oder eine
gleichwertige Qualifikation besitzt. Die wesentlichen
Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung
sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Protokoll wird
von dem bzw. der Prüfenden und dem bzw. der Beisit-
zenden unterzeichnet und zur Prüfungsakte genommen.

Studierende, die sich zu einem späteren Termin der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, wird die Teilnahme
an mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhö-
rer ermöglicht. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die
Beschlussfassung und die Bekanntgabe der Note. Der
Prüfling kann den Ausschluss der Öffentlichkeit bean-
tragen.

c) Hausarbeit

Eine Hausarbeit ist die schriftliche Ausarbeitung eines
vorgegebenen Themas. Die Hausarbeit ist in schrift-
licher Ausfertigung sowie auf Verlangen der Prüferin
bzw. des Prüfers auch auf einem elektronischen Spei-
chermedium bei der Prüfungsstelle einzureichen.

d) Referat

Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgege-
benes Thema. Es kann zusätzlich eine schriftliche Aus-
arbeitung des Vortragthemas vorgesehen werden.

e) Praktikumsabschlüsse

Praktikumsabschlüsse sind erfolgreich erbracht, wenn
Studierende die von den verantwortlichen Lehrenden
festgelegten experimentellen Arbeiten durchgeführt
haben und ihre Kenntnisse durch versuchsbegleitende
Kolloquien, Protokolle oder schriftliche Ausarbeitung
nachgewiesen haben. Die Abgabefrist für die schrift-
lichen Ausarbeitungen wird vor Beginn der Lehrveran-
staltung festgelegt.

f) Projektabschlüsse

Projektabschlüsse werden erfolgreich erbracht durch
eine Vorstellung der Lösungsansätze zum gewählten
Thema in Referatsform und/oder einen Abschlussbe-
richt für das Projekt.

g) Übungsabschlüsse

Übungen erfordern eine kontinuierliche aktive Teil-
nahme der Studierenden. Es kann die schriftliche Aus-
arbeitung oder eine sonstige Vorstellung einzelner
Übungsaufgaben vorgesehen werden.

h) Exkursionsabschlüsse und Berufspraktikumsabschlüsse
Exkursionen und Berufspraktika werden durch die Fer-
tigstellung eines Berichts über die Ziele und Ergebnisse
erfolgreich abgeschlossen.

i) Portfolio
Ein Portfolio ist eine Zusammenstellung während des
Studiums bzw. während der Studienphase angefertigter
Teilleistungen, welche unter einer übergreifenden
Frage- und Problemstellung zusammenfassend ausge-
wertet werden. Das Portfolio dient zugleich der zu-
sammenfassenden Reflexion des eigenen Lernprozesses.
In geeigneten Fällen können Prüfungen auch computer-
gestützt durchgeführt werden. In den Fachspezifischen
Bestimmungen können weitere Prüfungsarten festgelegt
werden.

(5) Sind für ein Modul in den Fachspezifischen Bestim-
mungen alternative Prüfungsarten vorgesehen, wird die
jeweilige Prüfungsart zu Beginn der Lehrveranstaltung
bekannt gegeben. Gleiches gilt für die in Absatz 4 genann-
ten alternativen bzw. optionalen Teile der einzelnen Prü-
fungsarten. Prüfungen können in deutscher oder englischer
Sprache oder in der Zielsprache abgenommen werden.
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 14
Masterarbeit und mündliche Prüfung

(1) Die Masterarbeit wird in den Studiengängen Lehr-
amt der Primarstufe und Sekundarstufe I, Lehramt an
Gymnasien, Lehramt an Beruflichen Schulen und Lehramt
an Sonderschulen in der Regel im Teilstudiengang Erzie-
hungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik geschrie-
ben.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit in
einem anderen gewählten Teilstudiengang mit Zustim-
mung der Betreuerin bzw. des Betreuers aus diesem Teilstu-
diengang gemäß Absatz 7 oder interdisziplinär geschrieben
werden. Eine interdisziplinär ausgerichtete Masterarbeit
muss – je nach Schwerpunktsetzung – einem Teilstudien-
gang zugeordnet werden.

(3) Mit der Masterarbeit soll der Nachweis erbracht wer-
den, dass der Kandidat bzw. die Kandidatin in der Lage ist,
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem
jeweiligen Fach gemäß Absätze 1 und 2 selbstständig nach
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.

(4) Die Zulassung zur Masterarbeit kann beantragt wer-
den, wenn mindestens 45 LP vorliegen. Die Zulassung ist
spätestens zu beantragen, wenn alle Module außer dem
Abschlussmodul erfolgreich absolviert worden sind und die
für diese Module vorgesehene Fachsemesterzahl überschrit-
ten ist.

(5) Für die Zulassung zu dem Abschlussmodul gilt § 9
entsprechend.

(6) Der Kandidat bzw. die Kandidatin kann mit dem
Antrag auf Zulassung Prüfungsgegenstände und Betreuer
bzw. Betreuerin und Zweitgutachter bzw. Zweitgutachterin
vorschlagen. Dem Vorschlag für den Betreuer bzw. die
Betreuerin ist soweit wie möglich und vertretbar zu ent-
sprechen. Auf Antrag vermittelt der dezentrale Prüfungs-
ausschuss eine Betreuerin bzw. einen Betreuer.

(7) Das von dem Betreuer bzw. der Betreuerin festge-
setzte Thema wird über das Zentrale Prüfungsamt ausgege-
ben. Der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sowie die
beiden Prüfer bzw. Prüferinnen werden von diesem akten-
kundig gemacht. Das Thema kann nur einmal und nur



Freitag, den 1. April 2011942 Amtl. Anz. Nr. 26

innerhalb der ersten zwei Wochen nach der Ausgabe und
nur begründet zurückgegeben werden. Das Thema der Mas-
terarbeit kann von dem Betreuer bzw. der Betreuerin auf
begründeten Antrag zurückgenommen werden, wenn aus
fachlichen Gründen eine Bearbeitung nicht möglich ist. In
Zweifelsfällen entscheidet die oder der Prüfungsausschuss-
vorsitzende des dezentralen Prüfungsausschusses. Das neue
Thema ist unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von
vier Wochen, auszugeben.

(8) Die Masterarbeit wird in der Regel in deutscher oder
englischer Sprache abgefasst. Näheres regeln die Fachspezi-
fischen Bestimmungen. Die Entscheidung, ob andere als
die in Satz 1 genannten Sprachen zugelassen werden, trifft
der dezentrale Prüfungsausschuss.

(9) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit beträgt 510
Arbeitsstunden (17 LP). Unter Berücksichtigung der
Gesamtarbeitsbelastung (Masterarbeit, weitere Module
auch in den anderen Teilstudiengängen) beträgt die maxi-
male Bearbeitungsdauer fünf Monate ab Zulassung. Thema,
Aufgabenstellung und Umfang sind von der Betreuerin
bzw. dem Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist der Bear-
beitung eingehalten werden kann. Die Vorsitzende bzw. der
Vorsitzende des zentralen Prüfungsausschusses kann bei
begründetem und vor Ablauf der Bearbeitungsfrist gestell-
tem Antrag eine einmalige Verlängerung der Bearbeitungs-
zeit um maximal drei Wochen genehmigen. Voraussetzung
für eine Verlängerung der Bearbeitungszeit ist, dass die
Gründe, die die Verlängerung erforderlich machen, nicht
von der Kandidatin oder dem Kandidaten zu vertreten sind
und unverzüglich angezeigt werden. Die Begründung für
den Verlängerungsbedarf ist von der Kandidatin bzw. von
dem Kandidaten umfassend schriftlich zu erläutern und zu
belegen, bei Krankheit durch Vorlage eines qualifizierten
ärztlichen Attests (vgl. § 16 Absatz 2). In Fällen außerge-
wöhnlicher Härte kann der dezentrale Prüfungsausschuss
im Einzelfall eine längere Frist gewähren. Über die bereits
zuvor festgesetzten Fristen hat er sich beim Zentralen Prü-
fungsamt zu informieren.

(10) Die Masterarbeit ist fristgerecht in dreifacher
schriftlicher Ausfertigung sowie auch per geeignetem
elektronischen Speichermedium und -format bei der Prü-
fungsstelle einzureichen. Bei der postalischen Zusendung
an die Prüfungsstelle gilt das Datum des Poststempels als
Abgabedatum. Für die Abgabe bzw. die Einlieferung der
Masterarbeit obliegt dem Prüfling die Beweislast. Der
Abgabezeitpunkt wird aktenkundig gemacht. Bei der
Abgabe hat der Kandidat bzw. die Kandidatin schriftlich zu
versichern, dass er bzw. sie die Arbeit selbstständig verfasst
und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel – insbe-
sondere keine im Quellenverzeichnis nicht benannten
Internet-Quellen – benutzt hat, die Arbeit vorher nicht in
einem anderen Prüfungsverfahren eingereicht hat und die
eingereichte schriftliche Fassung der auf dem elektroni-
schen Speichermedium entspricht. Wird die Arbeit aus
Gründen, die der Kandidat bzw. die Kandidatin nicht zu
vertreten hat, nicht fristgerecht abgegeben, entscheidet der
zentrale Prüfungsausschuss über das weitere Vorgehen; im
Regelfall wird ein neues Thema ausgegeben, ohne dass dies
als Wiederholung gilt. Für diesen Fall gilt Absatz 7 Satz 6
entsprechend. Wird die Arbeit aus Gründen, die der Kandi-
dat bzw. die Kandidatin zu vertreten hat, nicht fristgerecht
abgegeben, gilt § 16 Absatz 1.

(11) Die Masterarbeit ist vom Betreuer bzw. von der
Betreuerin und einem weiteren Prüfer bzw. einer weiteren
Prüferin aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 12)
schriftlich zu beurteilen. Einer der Prüfer muss aus der
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer

stammen. Als Prüfer kommt außer einem Vertreter aus der
Gruppe der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen
auch ein habilitierter Wissenschaftler bzw. eine habilitierte
Wissenschaftlerin in Betracht, der bzw. die maßgeblich an
der Lehre im Studiengang beteiligt ist.

(12) Die Bewertung der Masterarbeit ist grundsätzlich
von beiden Prüfenden unverzüglich, spätestens sechs
Wochen nach Einreichung, vorzunehmen. Bei einer über-
durchschnittlich hohen Anzahl von Prüfungsverfahren
oder aus vergleichbaren sachlichen Gründen kann der
dezentrale Prüfungsausschuss ausnahmsweise einen länge-
ren Bewertungszeitraum einräumen. Die Benotung der
Masterarbeit ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der
durch die beiden Prüfer bzw. Prüferinnen vergebenen
Noten unter Berücksichtigung von § 15 Absatz 3. Wird die
Masterarbeit nur von einem der beiden Prüfenden mit
„nicht ausreichend“ (5,0) beurteilt, bestellt der bzw. die Vor-
sitzende des dezentralen Prüfungsausschusses einen dritten
Prüfer bzw. eine dritte Prüferin. Beurteilt der Drittgutach-
ter bzw. die Drittgutachterin die Arbeit mit mindestens
„ausreichend“ (4,0), so wird die Note der Masterarbeit als
arithmetisches Mittel der drei Beurteilungen, unter Berück-
sichtigung von § 15 Absatz 3, mindestens aber mit „ausrei-
chend“ (4,0) festgelegt. Beurteilt der Drittgutachter bzw. die
Drittgutachterin die Arbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0),
so gilt diese Arbeit insgesamt als mit „nicht ausreichend“
(5,0) benotet. Bei unterschiedlicher Benotung um zwei oder
mehr Notenstufen muss der bzw. die Vorsitzende des zen-
tralen Prüfungsausschusses ebenfalls einen dritten Prüfer
bzw. eine dritte Prüferin bestellen. Die Note ergibt sich als
arithmetisches Mittel der Einzelnoten.

(13) Die Masterarbeit kann bei einer Gesamtbeurteilung
mit „nicht ausreichend“ (5,0) einmal wiederholt werden.
Die Wiederholung muss in einem Zeitraum von sechs
Wochen nach Bekanntgabe des negativen Prüfungsergeb-
nisses beantragt werden. Eine zweite Wiederholung ist nur
in begründeten Ausnahmefällen möglich. Eine Rückgabe
des Themas der Masterarbeit innerhalb der in Absatz 7 Satz
3 genannten Frist ist nur zulässig, wenn der Kandidat bzw.
die Kandidatin von dieser Möglichkeit noch keinen
Gebrauch gemacht hatte.

(14) Ausgehend von der Masterarbeit erstreckt sich die
mündliche Prüfung nach § 4 Absatz 3 auch auf die Einord-
nung des Themas der Masterarbeit in die Systematik des
Faches sowie in didaktische Zusammenhänge. Bewertet
wird dieser Prüfungsteil von dem jeweiligen Betreuer der
Masterarbeit bzw. der Betreuerin (1. Gutachter) und einem
Prüfer bzw. einer Prüferin aus der Fakultät Erziehungswis-
senschaft, Psychologie und Bewegungswissenschaft. Ein
Vertreter bzw. eine Vertreterin der Behörde für Schule und
Berufsbildung kann mit beratender Stimme an der Prüfung
teilnehmen.

§ 15

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Bewertung der Prüfungsleistungen soll unver-
züglich, spätestens vier Wochen nach der Prüfung, erfolgen;
§ 14 Absatz 11 Satz 2 gilt entsprechend. § 14 Absatz 10 bleibt
unberührt. Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen
werden von den jeweiligen Prüfern bzw. Prüferinnen festge-
setzt. Prüfungsleistungen, die nicht in die Gesamtnote ein-
gehen, können als bestanden oder nicht bestanden gewertet
werden, sofern sie nicht mit den folgenden Noten bewertet
werden:

1 = sehr gut
eine hervorragende Leistung
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2 = gut
eine Leistung, die erheblich über den 
durchschnittlichen Anforderungen liegt

3 = befriedigend
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht

4 = ausreichend
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügt

5 = nicht ausreichend
eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 
den Anforderungen nicht mehr genügt

(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistun-
gen können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhö-
hen der Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3;
4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

(3) Setzt sich die Prüfungsleistung eines Moduls aus
mehreren Teilleistungen zusammen, wird die Note des
Moduls in der Regel aus dem mit den Leistungspunkten
gewichteten Mittel der Noten für die Teilleistungen berech-
net. Die Noten der Teilprüfungsleistungen des Abschluss-
moduls werden unabhängig von der Leistungspunktvertei-
lung gewichtet und zwar im Verhältnis: Masterarbeit 70 %
und mündliche Prüfung 30 %. Hierbei werden die beiden
ersten Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt;
alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.
Entsprechendes gilt bei der Bewertung einer Prüfungsleis-
tung durch mehrere Prüfende. Die Art der Berechnung
wird in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt.

Die Note lautet:

Von 1,0 bis 1,15 1,0

über 1,15 bis 1,50 1,3

über 1,50 bis 1,85 1,7

über 1,85 bis 2,15 2,0

über 2,15 bis 2,50 2,3

über 2,50 bis 2,85 2,7

über 2,85 bis 3,15 3,0

über 3,15 bis 3,50 3,3

über 3,50 bis 3,85 3,7

über 3,85 bis 4,0 4,0

über 4,0 5,0.

Für jeden Teilstudiengang wird eine Fachnote gebildet;
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die Fachnote setzt sich
aus Modulnoten außer der des Abschlussmoduls zusam-
men, die mit einer Gewichtung versehen werden. Die
Gewichtungen werden in den Fachspezifischen Bestim-
mungen festgelegt. Die Fachspezifischen Bestimmungen
können ferner regeln, dass einzelne (Teil-)Prüfungsleistun-
gen nicht in die Fachnote eingehen.

Für die Masterprüfung wird eine Gesamtnote gebildet;
Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die anzurechnenden stu-
dienbegleitenden Prüfungsleistungen gehen wie folgt in die
Abschlussnote ein:

Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I (LAPS):
Die Fachnote des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft
(einschließlich Fachdidaktik) geht mit 25 % in die Ab-
schlussnote ein, die Fachnoten der beiden Unterrichtsfä-
cher mit jeweils 16 %, die Note des Kernpraktikums mit 
25 %. Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 18 %
in die Abschlussnote ein.

Lehramt an Gymnasien (LAGym): Die Fachnote des
1. Unterrichtsfachs geht mit 12 % in die Abschlussnote ein,
die des 2. Unterrichtsfachs mit 20 %, die Note des Kern-
praktikums mit 25 % und die des Teilstudiengangs Erzie-
hungswissenschaft (einschließlich Fachdidaktik) mit 25 %.
Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 18 % in die
Abschlussnote ein.

Lehramt an Sonderschulen (LAS): Die Fachnote des
Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft (einschließlich
Fachdidaktik und Behindertenpädagogik) geht mit 45 % in
die Abschlussnote ein, die des Unterrichtsfachs mit 12 %
und die Note des Kernpraktikums mit 25 %. Das Abschluss-
modul geht mit einem Anteil von 18 % in die Abschlussnote
ein.

Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB): Die Fachnote
der beruflichen Fachrichtung geht mit 25 % in die Ab-
schlussnote ein, die des Unterrichtsfachs mit 12 %, die Note
des Kernpraktikums mit 25 % und die des Teilstudiengangs
Erziehungswissenschaft (einschließlich Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik, Didaktik der beruflichen Fachrichtung
und Fachdidaktik) mit 20 %. Das Abschlussmodul geht mit
einem Anteil von 18 % in die Abschlussnote ein.

(4) Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung
lautet:

Bei einem Durchschnitt bis
einschließlich 1,50 sehr gut

bei einem Durchschnitt von
1,51 bis einschließlich 2,50 gut

bei einem Durchschnitt von 
2,51 bis einschließlich 3,50 befriedigend

bei einem Durchschnitt von 
3,51 bis einschließlich 4,00 ausreichend.

Bei überragenden Leistungen (Durchschnitt von 1,00 bis
1,15) wird die Gesamtnote „Mit Auszeichnung bestanden“
erteilt.

(5) Diese Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note nach
den jeweils geltenden Bestimmungen ergänzt.

§ 16

Versäumnis, Rücktritt

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftigen
Grund einen Prüfungstermin oder eine Prüfungsfrist im
Sinne dieser Ordnung versäumt, nach Beginn einer (Teil-)-
Prüfung zurücktritt oder eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit beginnt
oder erbringt.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss dem dezentralen Prüfungsausschuss
unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht
werden. Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärztliches Attest
vorzulegen. In Zweifelsfällen kann sich der Prüfungsaus-
schuss ein qualifiziertes ärztliches Attest vorlegen lassen.
Dieses muss Angaben enthalten über die von der Erkran-
kung ausgehende körperliche bzw. psychische Funktions-
störung, die Auswirkungen der Erkrankung auf die Prü-
fungsfähigkeit des Prüflings aus medizinischer Sicht, den
Zeitpunkt des dem Attest zugrunde liegenden Untersu-
chungstermins sowie der ärztlichen Prognose über die
Dauer der Erkrankung. Wird der Grund anerkannt, so wird
der nächstmögliche Prüfungstermin festgesetzt. Bereits
vollständig erbrachte Teilprüfungsleistungen werden ange-
rechnet. Nach Beendigung einer Prüfungsleistung können
Rücktrittsgründe nicht mehr geltend gemacht werden.
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(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen
Mutter (MuSchG) sind auf Antrag der Kandidatin zu
berücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge des Kandidaten
bzw. der Kandidatin für die Fristen der Elternzeit nach dem
Gesetz zum Erziehungsgeld und zur Elternzeit (BErzGG). 
§ 16 Absatz 2 Sätze 5 bis 6 gelten entsprechend.

§ 17
Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Versucht der oder die Studierende das Ergebnis einer
Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht
bestanden“ bewertet. Zu den nicht zugelassenen Hilfsmit-
teln gehören bei Klausuren und mündlichen Prüfungen
z.B. elektronische Kommunikationsmittel. Gleiches gilt für
Prüfungsleistungen von Studierenden, die ihre Prüfungser-
gebnisse während des Prüfungsverfahrens anderen zur Ver-
fügung stellen, ohne dass dies ausdrücklich vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas-
sener Hilfsmittel im Sinne von Absatz 1 während und nach
der Austeilung von Prüfungsaufgaben wird der Prüfling
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausge-
schlossen. Der oder die jeweilige Aufsichtsführende fertigt
über das Vorkommnis einen Vermerk, den er oder sie nach
Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich dem bzw. der
Vorsitzenden des jeweiligen dezentralen Prüfungsausschus-
ses vorlegt. Der Prüfling wird unverzüglich über den gegen
ihn erhobenen Vorwurf unterrichtet. Die Entscheidung
über das Vorliegen eines Täuschungsversuches trifft das
vorsitzende Mitglied des jeweiligen dezentralen Prüfungs-
ausschusses. Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung
getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der
Prüfung bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1
berichtigt und die Masterprüfung gegebenenfalls für nicht
bestanden erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzu-
ziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem
unrichtigen Zeugnis ist auch die Masterurkunde einzuzie-
hen, wenn die Masterprüfung auf Grund einer Täuschung
für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung
nach Satz 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem
Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Auf-
sichtsführenden bzw. der jeweiligen Prüferin oder Auf-
sichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung
ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In
schwerwiegenden Fällen kann der dezentrale Prüfungsaus-
schuss den Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungs-
leistungen ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 
und 4 kann der Prüfling eine Überprüfung durch den zen-
tralen Prüfungsausschuss verlangen. Der Antrag muss
unverzüglich gestellt werden.

§ 18
Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden,
wenn
a) in den Fällen des § 10 Absatz 2 lit. b) die in den Fach-

spezifischen Bestimmungen vorgesehene Mindestan-
zahl der in einem Semester zu belegenden Lehrveran-
staltungen nicht absolviert wird bzw. die Zuordnung
einer Lehrveranstaltung zu einem Modul nicht spätes-

tens im folgenden Semester vorgenommen wird, es sei
denn, der bzw. die Studierende hat dies nicht zu vertre-
ten;

b) eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang nicht
fristgemäß absolviert wird, es sei denn, der bzw. die Stu-
dierende hat das Fristversäumnis nicht zu vertreten;

c) eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang auch in
ihrer letzten Wiederholung mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet wurde oder als mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet gilt;

d) die Masterarbeit auch in ihrer letzten Wiederholung mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt.

(2) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden,
stellt der oder die Vorsitzende des zentralen Prüfungsaus-
schusses einen Bescheid mit Angaben aller Prüfungsleis-
tungen und den Gründen für das Nichtbestehen der Mas-
terprüfung aus. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen und dem bzw. der Studierenden
bekannt zu geben.

§ 19

Widerspruchsverfahren

Widersprüche gegen das Prüfungsverfahren und gegen
Prüfungsentscheidungen sind, sofern eine Rechtsmittelbe-
lehrung erteilt wurde, innerhalb eines Monats, sonst inner-
halb eines Jahres nach Bekanntgabe bei dem oder der Vor-
sitzenden des zentralen Prüfungsausschusses einzulegen.
Der Widerspruch sollte schriftlich begründet werden. Hilft
der zentrale Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht
oder nicht in vollem Umfang ab und wird der Widerspruch
aufrecht erhalten, so ist er dem Widerspruchsausschuss der
Universität zuzuleiten.

§ 20

Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1) Über die bestandene Masterprüfung soll unverzüg-
lich, möglichst innerhalb von vier Wochen nach Bestehen
der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt wer-
den. Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten
Module einschließlich der erzielten Noten und erworbenen
Leistungspunkte, das Thema und die Note der Masterar-
beit, die Noten des jeweiligen Teilstudiengangs, die Gesamt-
note, die insgesamt erreichten Leistungspunkte und das
Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung
erbracht worden ist. Das Zeugnis ist von dem oder der Vor-
sitzenden des zentralen Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen und mit dem Datum der Ausfertigung und dem Siegel
der Universität Hamburg zu versehen.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält der Kandidat bzw.
die Kandidatin eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnis-
ses. Darin wird die Verleihung des Master-Grades beurkun-
det. Die Urkunde wird durch die Dekanin bzw. den Dekan
der Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie und
Bewegungswissenschaft unterzeichnet und mit dem Siegel
der Universität Hamburg versehen. Auf Antrag des Prü-
flings wird der Urkunde zusätzlich eine englischsprachige
Übersetzung beigefügt.

(3) Darüber hinaus stellt der zentrale Prüfungsausschuss
ein Diploma Supplement aus.

§ 21

Ungültigkeit der Masterprüfung,
Behebung von Prüfungsmängeln

Hat der Prüfling vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass er
die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungs-
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leistung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Masterprü-
fung für „nicht bestanden“ erklärt werden. Dem Prüfling ist
vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu
geben. § 17 Absatz 3 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

Waren die Voraussetzungen für die Ablegung einer Prü-
fungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Prüfling hierüber
täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel
durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt.

§ 22

Einsicht in die Prüfungsunterlagen

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Modul-
prüfungen wird vom zuständigen Prüfungsausschuss auf
schriftlichen Antrag des Prüflings in angemessener Frist
Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf
bezogenen Gutachten und die Prüfungsprotokolle gewährt,
soweit diese nicht bereits ausgehändigt worden sind.

§ 23

Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Genehmigung
durch das Präsidium in Kraft. Sie gilt erstmals für Studie-
rende, die ihr Studium zum Wintersemester 2010/2011 auf-
genommen haben.

Hamburg, den 14. Februar 2011

Universität Hamburg




